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Kritik am Modellprojekt zu Prüfungen in Pflegeheimen

Das System muss neu gedacht werden
Ein Modellprojekt des Sozialministeriums Baden-Württemberg hat ergeben, dass ge-

trennte Prüfungen im stationären Bereich sinnvoll sind. Aber schon die Herangehens-

weise ist falsch, findet Pflegeexperte Michael Wipp.

Von Michael Wipp

Karlsruhe // Gleich vorneweg: Das 
Ergebnis hat wohl niemanden über-
rascht, der sich in der Praxis mit die-
ser Thematik beschäftigt. Im Rahmen 
des Modellprojektes wurde unter-
sucht, ob die zwei jährlichen Prü-
fungen von MDK und zuständiger 
Heimaufsichtsbehörde nicht vonei-
nander getrennt, sondern gemein-
sam an einem Tag in der Einrich-
tung durchgeführt werden können. 
Es umfasst also nicht die Frage der 
Aufgabenabstimmung und Abgren-
zung untereinander zur Vermeidung 
von Doppelprüfungen und zur Ent-
bürokratisierung, sondern lediglich 
die Frage der Bündelung der Prüfun-
gen mit dem Ziel der Entlastung der 
Einrichtungen. Ablenkungsmanöver 
für die Öffentlichkeit und kluge In-
szenierung? 

Ordnungsrecht und  
Leistungsrecht

Es stimmt: Heimaufsicht und MDK 
haben unterschiedliche Aufträge. 
Bedeutet das, dass das gegenwär-
tig praktizierte Vorgehen der Dop-
pelprüfungen dann also jetzt für 
alle Zeiten so weitergeführt werden 
muss? Sowohl die Heimaufsichtsbe-
hörden können ihrem Auftrag häu-
fig mangels personeller Ressourcen 
nicht qualifiziert nachkommen, als 
in Teilen auch der MDK.

Auch wenn das Modellprojekt 
eine andere Zielsetzung verfolgt 
hat, bleibt dennoch die Frage: Wa-
rum macht man dann einfach wei-
ter wie bisher, stockt maximal das 
Personal auf, um in Folge wiederum 
weiterzumachen bis zur nächsten 
Überlastung? Aus Sicht des Prak-
tikers völlig absurd. Dazu kommt, 
dass die MDK-Qualitätsprüfer für 
ihre Aufgaben extra ausgebildet sind 
und in der Regel über ein qualifizier-
tes fachliches Wissen verfügen. Die 
Heimaufsichtsbezirke müssen häu-
fig externen Sachverstand über Frei-

berufler hinzuziehen, weil dieses 
Wissen nicht in allen Bezirken vor-
gehalten werden kann. Das ist kein 
Vorwurf, sondern nachvollziehbar, 
zumal noch nicht einmal Anhalts-
werte zur Anzahl, aber auch nicht 
zur Qualifikation der Mitarbeiter bei 
den Aufsichtsbehörden existieren. 
Genau das ist aber der Unterschied 
zum MDK, dessen Qualitätsprüfer 

zunehmend gleichermaßen die Vor-
gänge betrachten.

Die logische Konsequenz aus Per-
spektive der Praxis: Lasst doch bitte 
den MDK weiterhin jährlich die Re-
gel- und Anlassprüfungen durchfüh-
ren und die zuständigen Heimauf-
sichtsbehörden prüfen den ganzen 
„Rest“. Und das ist nicht wenig. Oder 
besteht die Sorge wegen des Ord-
nungsrechtes Sachverhalte aus der 
Hand zu geben, die dann bei Vor-
fällen seitens der Öffentlichkeit der 
Heimaufsicht zu Last gelegt werden? 

Ist da unterschwellig ein Misstrauen 
gegenüber der qualifizierten Arbeit 
des MDK herauszuhören? Einen gi-
gantischen Aufwand an Doppelprü-
fungen durchzuführen, nur um dem 
eigenen Verständnis von Ordnungs-
recht nachzukommen? Dabei finden 
in Rheinland-Pfalz keine Regelbege-
hungen durch die zuständige Bera-
tungs- und Prüfbehörde nach dem 
Landesgesetz über Wohnformen und 
Teilhabe (LWTG) mehr statt.

Sollte das Ordnungsrecht die Pro-
blematik darstellen, dann sollte eben 
in wirklicher Zusammenarbeit mit 
dem MDK/Pflegekassen unter poli-
tisch gewollter Verantwortung ge-
prüft werden, in welcher Form, die 
Erkenntnisse des MDK an die Heim-
aufsichtsbehörden in strukturierter 
Form weitergegeben werden und 
vor allem, welche Reaktion dort da-
raufhin erfolgt. Die Heimaufsichts-
behörden mit Prüfergebnissen des 
MDK zu überschütten hilft nur der 
Bürokratie nach dem Motto: Wir ha-
ben alle Informationen weitergege-
ben – jetzt schauts ihr, was ihr da-
mit macht. Und letztlich: Sind die 
externen Sachverständigen, welche 
die Heimaufsichtsbehörde hinzuzie-
hen muss, qualifizierter zu bewerten 
als die Erkenntnisse der Prüfer des 
MDK?

Neustart möglich

Der Zeitpunkt ist günstig und das 
ist keine spezielle Frage, die Baden-
Württemberg betrifft: Gegenwärtig 
werden die Karten im Zuge der Nach-
folgeregelung zum „Pflege-TÜV“ neu 
gemischt. Warum das nicht jetzt 
endlich zum Anlass nehmen, und 
hier eine wirklich tragfähige Lö-
sung hinzubekommen? Schon jetzt 
in der Planung geschieht das wieder 
nicht. Die Doppelprüfungen, so un-
gern die beteiligten Behörden diese 
Begrifflichkeit hören, ist eines der 
Top-Themen auf der Agenda der ehe-
maligen Ombudsfrau Elisabeth Bei-
kirch. Nur weil die Pflegedokumen-

tation noch dringender war, wurde 
das andere Thema zurückgestellt. 
Das heißt aber hoffentlich nicht, 
vergessen. Auch der ehemalige Be-
vollmächtigte der Bundesregierung 
für Pflege, Karl-Josef Laumann, hat 
dies beispielhaft anhand des Prüfka-
taloges der Heimaufsichtsbehörden 
von NRW thematisiert. Doch diese 
Kataloge wird keinen Eingang in den 
neuen „Pflege-TÜV“ im Sinne einer 
Entbürokratisierung und Entlastung 
der Einrichtungen und damit auch 
der Mitarbeiter von MDK und Heim-
aufsichtsbehörden finden.

Die Leidtragenden sind Bewohner, 
Mitarbeiter, Einrichtungen und die 
Steuerzahler: von Doppelprüfungen 
hat niemand etwas; auch dann nicht, 
wenn beide Prüfinstanzen gemein-
sam in die Einrichtung kommen. 
Dann legen diese mit bis zu acht „Prü-
fern“ das Leben für die Bewohner in 
der Einrichtung für diesen Zeitraum 
nahezu lahm. Von inhaltlich abge-
stimmten Prüfungen und Begehun-
gen hätten alle etwas. Und gleichzei-
tig steigt damit auch die Akzeptanz 
in der Sache.

Das Ergebnis

Um die hohe Qualität der Pflege in 
Baden-Württemberg nicht zu ge-
fährden, will man lieber weiterma-
chen wie bisher – jeder darf seine 
Mannschaften an Prüfern behalten, 
die gleichermaßen Arbeitsüberlas-
tung beklagen und nicht entspre-
chend dem gesetzlichen Auftrag 
ihren Aufgaben umfassend nach-
kommen können. Die Frage ist: 
Wie lange noch? Getrennte Prüfun-
gen bei bestehendem Aufwand ha-
ben wir schon. Gut zu wissen, dass 
uns, auch dank des Modellprojektes, 
nichts Schlimmeres ins Haus steht.

 e Der Autor ist Pflegeexperte  
und ab dem 1. Januar Geschäfts-
führer bei EMVIA Living.
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// Von inhaltlich  

abgestimmten  

Prüfungen und  

Begehungen hätten 

alle etwas. Und gleich-

zeitig steigt damit 

auch die Akzeptanz  

in der Sache. //

Michael Wipp, Pflegeexperte

Gewalt in der Pflege

Azurit und Hansa setzen auf Prävention

Eisenberg/Oldenburg // Schulungen 
und Aufklärung sind die Säulen, auf 
die das Präventionskonzept der zwei 
Betreibergesellschaften Azurit, mit 
Sitz in Eisenberg, und Hansa aus Ol-
denburg beim Thema Gewalt in der 
Pflege fußt. Jedes Jahr im Oktober fin-
det bundesweit der Aktionstag „Halt 
vor Gewalt“ in den 75 Azurit und 
Hansa Senioren- und Pflegeeinrich-
tungen statt. Ziel: Aufklären und vor-
beugen. „Gewalt in der Pflege ist ein 
heikles Thema. 

Wir wollen mit unseren Veran-
staltungen dieses Thema aus der Ta-
buzone holen, um die in der Pflege 
tätigen Menschen und die Öffent-
lichkeit zu sensibilisieren”, erläutert 
Azurit-Geschäftsführerin Jutta Klar-
mann. Kontinuierliche Weiterbil-
dung und ein offener Umgang mit 
der Thematik würden zu den wich-

tigsten Präventionsmaßnahmen ge-
hören, so Klarmann. Gewalt sei facet-
tenreich und nicht immer eindeutig 

zu erfassen. Sie würde dort anfan-
gen, wo persönliche Grenzen be-
wusst überschritten werden. Gerade 

weil die Erscheinungsformen und die 
Wahrnehmung von Gewalt nicht im-
mer eindeutig seien, bedürfe es einer 
offenen Diskussion, um sie zu erken-
nen und zu verhindern, heiß es in 
der Pressemitteilung. Kritische Situ-
ationen in der Pflege seien nicht im-
mer vermeidbar. Dabei spiele Stress 
als Auslöser für Konfliktsituationen 
eine wichtige Rolle. 

Das Programm wird in jedem 
Haus vom Leitungsteam individu-
ell festgelegt. Die Mitarbeiter vor Ort 
entscheiden, ob sie es selbst gestalten 
oder Referenten dazu holen. In die-
sem Jahr wurden häufig freiheitsent-
ziehende Maßnahmen thematisiert. 
Die Pflegekräfte im Pflegezentrum 
Bad Höhenstadt hatten die Möglich-
keit, sich fixieren zu lassen und zu er-
leben, wie sich solche Maßnahmen 
anfühlen. (ck)

Die Mitarbeiter im Pflegezentrum Bad Höhenstadt konnten sich fixieren lassen und  

erleben, wie sich solche Maßnahme anfühlt.  Foto: AZURIT Pflegezentrum Bad Höhenstadt
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Durchschnittlicher Eigenanteil 
im Pflegeheim ermittelt

Heimbewohner in Deutschland-
müssen im Schnitt 1 700 Euro Ei-
genanteil im Monat zahlen. Das 
geht aus dem Pflegereport 2017 
der Barmer-Krankenkasse her-
vor. Dabei gibt es allerdings er-
hebliche Unterschiede. In 25 Pro-
zent der Einrichtungen beträgt 
der Gesamteigenanteil weniger 
als 1 268 Euro, bei einem weite-
ren Viertel allerdings mehr als 
2 053 Euro. In einem Prozent der 
Einrichtungen liegt der Eigenanteil 
sogar bei über 3 000 Euro. Beson-
ders zwischen den Bundesländern 
gibt es erhebliche Unterschiede. 
Der Gesamteigenanteil in Sach-
sen-Anhalt liegt bei 1 107 Euro, 
in Nordrhein-Westfalen hingegen 
bei 2 252 Euro.

Kooperation von Zahnärzten 
und Pflegeheimen nimmt zu

Laut Kassenzahnärztlicher Bun-
desvereinigung (KZBV) lag die ak-
tuelle Zahl der Verträge im zwei-
ten Quartal 2017 bei 3 515, Seit 
dem Jahr 2014 können die spe-
ziellen Kooperationsverträge ge-
schlossen werden. Der Versor-
gungsgrad liegt mittlerweile bei 
bundesweit 24 Prozent. Die Ko-
operationen sollen die Mund-
und Zahngesundheit bei älteren 
Menschen, die einen besonderen 
Behandlungsbedarf haben, ver-
bessern.

Charleston übernimmt  
Christophorus Gruppe

Die Charleston Gruppe, Betreiber 
von Wohn- und Pflegezentren, 
Einrichtungen der Tagespflege, 
betreutem Wohnen sowie am-
bulanten Diensten, übernimmt 
die nordrhein-westfälische Chris-
tophorus Gruppe mit ihren über 
700 Mitarbeitern und insgesamt 
711 Pflegeplätzen, 29 Wohnein-
heiten sowie zwei ambulanten 
Diensten und einem Intensivpfle-
gedienst. Damit setzt die Charles-
ton Holding ihren Expansionskurs 
fort. Erst im Sommer hatten sie 
das BayernStift übernommen.

Brodbeck wird offiziell ins 
Amt eingeführt

Bereits seit Juli 2017 führt Hans-
peter Brodbeck die Geschäfte in 
den benachbarten Einrichtungen 
der Evangelischen Heimstiftung: 
das Haus am Remsufer in Remseck 
am Neckar und das Walter-und-
Emilie-Räuchle-Stift in Ludwigs-
burg-Poppenweiler. Am 15. De-
zember hat Hauptgeschäftsführer 
Bernhard Schneider ihm im Rah-
men einer feierlichen Veranstal-
tung nun auch offiziell das Amt 
übertragen. „Wir freuen uns, dass 
Herr Brodbeck diese Verantwor-
tung übernimmt und sind uns si-
cher, dass er unsere Häuser mit 
großem Engagement und Herz-
blut führen wird“, so Schneider 
laut Pressemitteilung. Das Haus 
am Remsufer in Remseck am Ne-
ckar verfügt über 51 Pflegeplätze. 
Im Walter-und-Emilie-Räuchle-
Stift leben 32 Bewohner.


